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— Drucksache 13/8101 — 


Mehrweg- und Verwertungsquoten im Dualen System Deutschland 


1. Treffen nach den Erkenntnissen der Bundesregierung die Angaben 
des Nachrichtensenders „n-tv" vom 28. Dezember 1996 zu, wonach 
der jährliche Verbrauch an Verkaufsverpackungen nach Restmüll- 
analysen nicht bei zirka 6,4 Mio., sondern bei 12 Mio. Jahrestonnen 
liegt? 


Die Bundesregierung ist nach Nummer II des Anhangs zu § 6 
Abs. 3 VerpackV verpflichtet, alle drei Jahre auf der Grundlage 
geeigneter Erhebungen den im Mittel auf jeden Einwohner ent- 
fallenden Verpackungsverbrauch bekanntzugeben. Die letzte 
entsprechende Erhebung für die Jahre 1994 und 1995 ist im Bun- 
desanzeiger vom 27. August 1996 veröffentlicht. Daraus errechnet 
sich ein Gesamt verbrauch an Verkauf sverpackungen durch pri- 
vate Haushaltungen und Kleingewerbe in der genannten Grö- 
ßenordnung von 6,4 Mio. t/a, wohingegen der Gesamtverbrauch 
an Verpackungen, also einschließlich insbesondere an Transport-, 
Mehrweg- und Industrieverkauf sverpackungen rd. 12 Mio. t/a 
ausmacht. Das Duale System Deutschland ist auf den erstge- 
nannten Bereich an Verpackungen begrenzt. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Umweltsenator in Berlin 
für die Stadt einen Verbrauch an Verkaufsverpackungen von 148,1 kg 
je Einwohner und Jahr, was umgerechnet auf die Einwohnerzahl der 
Bundesrepublik Deutschland etwa 12 Mio. Jahrestonnen entspre- 
chen würde, festgestellt hat? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß der Umweltsenator 
von Berhn eine eigene Erhebung über den Verpackungsver- 
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brauch in Auftrag gegeben hat. Im Zusammenhang mit der 
Nachweisführung im Rahmen der Verpackungsverordnung hat 
der Umweltsenator von Berlin vielmehr die von der Bundesregie- 
rung veröffentlichten Verbrauchsdaten zugrunde gelegt. 


3. Hätte ein Verbrauch an Verkaufsverpackungen, über die bisher im 
Bundesanzeiger angegebenen Werte hinaus, Einfluß auf die 
Erfüllung der in der Verpackungsverordnung festgelegten Verwer- 
tungs- und Mehrwegquoten und gegebenenfalls welchen? 


Die in der Verpackungsverordnung festgelegten Erfassungs- bzw. 
Mehrwegquoten beziehen sich auf den Gesamtverbrauch der in 
der Antwort zu Frage 1 genannten Verkaufsverpackungen bzw. 
auf die Getränkeverpackungen. Daraus folgt, daß ceteris paribus 
eine Verbrauchsänderung auch eine Änderung der erreichten 
Quote zur Folge hat. Steigt also beispielsweise - wie in den Jahren 
1994 und 1995 zu beobachten - der Getränkeverbrauch an, so ist 
auch eine größere Getränkemenge in Mehrwegflaschen abzu- 
füllen, um die Schutzquote von 72 % zu erreichen. Gleiches gilt für 
die Erfassungsquoten für gebrauchte Verkaufsverpackungen. 
Sinkt z. B. - wie in den vergangenen Jahren zu beobachten - der 
Verbrauch an Verkaufsverpackungen, so ist eine geringere 
Menge dieser Verpackungen zu erfassen. 


4. Für welche Mengen erhebt die DSD GmbH (DSD: Duales System 
Deutschland) ihre Grüne-Punkt-Gebühren, für zirka 6,4 Mio. Tonnen 
pro Jahr oder für die möghche Gesamtmenge von zirka 12 Mio. Ton- 
nen pro Jahr? 


Nach Angaben der Duales System Deutschland GmbH waren 
1996 etwas mehr als 5,3 Mio. t Verkauf sverpackungen an dem 
System beteiligt. Das aus den Kosten für die Erfassung, Sortierung 
und Verwertung gebrauchter Verkaufsverpackungen abgeleitete 
Lizenzentgelt wurde auf diese Verpackungsmenge umgelegt. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß ein nicht unerheblicher Anteil 
des Gesamtverbrauchs an Verkaufsverpackungen zwar über die 
Behältnisse der Duales System Deutschland GmbH entsorgt wird, 
hierfür jedoch seitens der Abfüller keine finanzielle Beteiligung 
an dem System stattfindet. Dies führt zu erhöhten Kosten für die 
am System Beteüigten und verursacht Wettbewerbsverzerrungen, 
denen mit der Novelle der Verpackungsverordnung begegnet 
werden soll. 


5. Ist es nach Auffassung der Bundesregierung der DSD GmbH erlaubt, 
nicht nur Wertstoffe, sondern parallel zu entsorgungspflichtigen 
Kommunen, auch Hausmüll gemeinsam mit den Wertstoffen ein- 
zusammeln? 


Nach der Verpackungsverordnung liegt das Betätigungsfeld für 
duale Systeme bei der Erfassung, Sortierung und Verwertung ge- 
brauchter Verkaufsverpackungen. Im Rahmen der Freistellung 
wurde die Duales System Deutschland GmbH jedoch von seiten 
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einiger Länder verpflichtet, auch stoffgleiche Wertstoffe mit zu 
erfassen. Eine Verpflichtung zur Erfassung von nicht stoffgleichen 
Abfällen gibt es jedoch nicht. In der Verpackungsverordnung ist 
allerdings geregelt, daß Sortierreste den öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgem zu überlassen sind. 


6. Dürfen die gegebenenfalls vom DSD eingesammelten Haushalt- 
sabfälle auf die Sammelquoten nach der Anlage zu § 6 Verpak- 
kungsverordnung gerechnet werden? 


Nicht stoffgleiche Abfälle dürfen auf Sammelquoten nach 
Nummer II des Anhangs zu § 6 Abs. 3 VerpackV nicht ange- 
rechnet werden. Nach dem Willen des Verordnungsgebers sowie 
dem Sinn und Zweck der Verpackungsverordnung erscheint eine 
Einbeziehung aller stoffgleichen Abfälle in die Erfassungsquoten 
nicht gerechtfertigt. Angesichts der o. a. teilweisen Verpflichtung 
des dualen Systems zur Erfassung auch stoffgleicher Nichtver- 
packungen erscheint es allerdings unabweislich, daß in den von 
den Ländern verabschiedeten Rahmenbedingungen zum Men- 
genstromnachweis Konventionen über die zu berücksichtigenden 
Anteile geschaffen werden. 


7. In welchem Umfang gibt nach Kenntnis der Bundesregierung die 
DSD GmbH an die Kommunen sog. Restmüll ab, und wie wird dieser 
behandelt, als Haus- oder als Gewerbemüll? 


Im Mengenstromnachweis für das Jahr 1996 werden von der 
Duales System Deutschland GmbH Sortierreste in Höhe von ca. 
500 000 t angegeben. Der Anteil der Nichtverpackungen an den 
Sortierresten beträgt etwa 380 000 t. Die Regelung in der Verpak- 
kungsverordnung beinhaltet, Sortierreste als Gewerbeabfall den 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern zu überlassen. 
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